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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Dritten Verstromungsgesetzes 

A. Problem 

Zur Sicherung des Jahrhundertvertrages und zur Stabilisierung 
des Ausgleichsfonds 

— wird die Jahresausgleichsabgabe für die Jahre 1990 bis 1993 
gesetzlich festgesetzt, 

— werden die Zuschüsse für niederflüchtige Kohle und zum Aus-
gleich von Revierunterschieden gestrichen, 

— wird die Ermächtigung des Bundesamtes zur Aufnahme von 
Krediten bis zur Gesamthöhe von 2 Mrd. DM bis spätestens 
31. Dezember 1995 verlängert. 

B. Lösung 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Der Gesetzentwurf verursacht unmittelbar keine Haushaltsbela-
stungen. Mittelbar wird er zu Ausgleichszahlungen an die Berg-
bauunternehmen durch Bund und Bergbauländer führen. 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Dritten Verstromungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Dritte Verstromungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. November 1980 (BGBl. I 
S.2137), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
15. Juli 1987 (BGBl. I S. 1671), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 wird das Wort „gewerbliche" ge-
strichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Nummer 5 gestrichen; die 
Nummern 6 und 7 werden die Nummern 5 
und 6. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Zwecke" 
die Worte „sowie für die Tilgung und Ver-
zinsung von Krediten" eingefügt. 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Das Bundesamt wird als Verwalter des 
Sondervermögens ermächtigt, mit Einwilligung 
des Bundesministers der Finanzen Kredite zur 
Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit des 
Sondervermögens bis zur Gesamthöhe von 
2 Milliarden Deutsche Mark aufzunehmen. Bis 
zu dieser Höhe kann die Ermächtigung wieder-
holt in Anspruch genommen werden. Die Kre-
dite werden aus Mitteln des Sondervermögens 
verzinst und getilgt. Die Kredite müssen bis spä-
testens zum 31. Dezember 1995 aus Mitteln des 
Sondervermögens getilgt sein. Für die Verwal-
tung des Sondervermögens gelten die Vor-
schriften über die Verwaltung der Bundes-
schuld entsprechend." 

2. § 6 wird aufgehoben. 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz ein-
gefügt: 

„Elektrizitätsversorgungsunternehmen sind 
auch insoweit Abgabeschuldner, als sie bezoge-
nen und nicht bereits mit der Ausgleichsabgabe 
belasteten oder eigenerzeugten Strom selbst 
verbrauchen. " 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a einge-
fügt: 

„(3 a) Der Prozentsatz der Ausgleichsabgabe 
wird für die Kalenderjahre 1990 bis 1993 wie 
folgt festgesetzt: 

für 1990 8,25 vom Hundert, für 1991 8,00 vom 
Hundert, 
für 1992 7,75 vom Hundert, für 1993 7,50 vom 
Hundert. 

Der Prozentsatz der Ausgleichsabgabe für die 
aus Lieferung von Elektrizität an Endverbrau-
cher in den einzelnen Ländern erzielten Erlöse 
wird für das Kalenderjahr 1990 wie folgt festge-
legt: 

für Baden-Württemberg 	7,4 vom Hundert, 
für Bayern 	 8,0 vom Hundert, 
für Berlin 	 6,5 vom Hundert, 
für Bremen 	 8,2 vom Hundert, 
für Hamburg 	 9,2 vom Hundert, 
für Hessen 	 7,9 vom Hundert, 
für Niedersachsen 	8,6 vom Hundert, 
für Nordrhein-Westfalen 	8,9 vom Hundert, 
für Rheinland-Pfalz 	8,4 vom Hundert, 
für das Saarland 	8,6 vom Hundert, 
für Schleswig-Holstein 	7,4 vom Hundert. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat durch 
Rechtsverordnung jeweils für die Kalenderjahre 
1991, 1992 und 1993 bei Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen den in Satz 1 für das betref-
fende Kalenderjahr genannten Prozentsatz für 
die aus der Lieferung von Elektrizität an End-
verbraucher in dem jeweiligen Land erzielten 
Erlöse nach Maßgabe des Absatzes 5 abzuwan-
deln. " 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Komma die 
Worte „für die Jahre 1994 und 1995" einge-
fügt. 

d) In Absatz 6 Nr. 2 werden nach dem Wort „Ver-
fahren" die Worte „und die Bemessungsgrund-
lagen" eingefügt. 

4. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die sich aus der Ausgleichsabgabe erge-
bende Belastung des Endverbrauchers gilt bis 
zur Höhe des nach § 8 Abs. 3 a Satz 2 oder 3 und 
Abs. 5 maßgebenden Prozentsatzes nicht als Be-
standteil der Preise im Sinne der Bundestarif-
ordnung Elektrizität [vom 26. November 1971 
(BGBl. I S. 1865), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 30. Januar 1980 (BGBl. I S. 122) — 
Stand:  19. September 1989]. " 

b) In Absatz 3 wird die Anführung „§ 8 Abs. 5" 
ersetzt durch „§ 8 Abs. 3 a Satz 2 oder 3 und 
Abs. 5". 
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5. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Nummer 2 wird die Anführung „ §§ 4 bis 
7" ersetzt durch „ §§ 4, 5 und 7 sowie nach § 6 in 
der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gel-
tenden Fassung". 

b) In der Nummer 4 werden nach der Zahl 8 die 
Worte „Abs. 3 a Satz 3 oder" eingefügt. 

6. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 4 wird Absatz 3. 

7. § 17 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt: 

„Ist der Preis der eingesetzten Gemeinschaftskohle 
frei Kraftwerk höher als der Preis für typische Kraft-
werkskohle der Ruhrkohle Aktiengesellschaft frei 
Kraftwerk, so wird er zur Ermittlung der Wärme

-

preisdifferenz nur bis zur Höhe des Preises der 
Ruhrkohle Aktiengesellschaft frei Kraftwerk zu-
grunde gelegt. Dies gilt auch in den Fällen des § 3 
Abs. 1 Satz 1. Eine Preisanpassung für niederflüch-
tige Kohle zum Ausgleich der Einsatznachteile die-
ser Kohle einschließlich eines Aufschlages in Höhe 
von 20 vom Hundert nach § 6 Abs. 1 in der bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 

im Kraftwerk gilt nicht als Bestandteil des Preises 
im Sinne von Absatz 3 Satz 2." 

Artikel 2 

Neufassung des Dritten Verstromungsgesetzes 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann den Wort-
laut des Dritten Verstromungsgesetzes in der vom 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens] an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 	in Kraft. 

Bonn, den 17. Oktober 1989 

Dr. Dregger, Dr. Bötsch und Fraktion 

Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

1. In dem Gespräch des Bundeskanzlers mit den Mi-
nisterpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfa-
len und des Saarlandes wurde darüber Einverneh-
men erzielt, daß die Verstromungsmenge in den 
Jahren 1991 bis 1995 in der Höhe von 40,9 Mio. t 
SKE jährlich erhalten werden soll. Die Zahlungen 
für den Revierausgleich und den Erschwernis-
zuschlag für den Einsatz niederflüchtiger Kohle 
sollen für die Jahre 1990 bis 1993 durch Haushalts-
finanzierung aufgebracht werden, soweit dies zur 
Vermeidung untragbarer Belastungen bei den 
Bergbauunternehmen erforderlich ist. 

2. Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Umset-
zung der vorgenannten Beschlüsse und soll eine 
Verhandlungslösung mit der EG-Kommission für 
das deutsche Verstromungssystem fördern. 

Im einzelnen sieht der Entwurf vor: 

— die Erschwerniszuschläge für niederflüchtige 
Kohle und der Revierausgleich werden gestri-
chen. Der Fonds wird dadurch um rd. 480 Mio. 
DM jährlich entlastet. Um den Einsatz der hier-
von betroffenen Liefermengen in der Elektrizi-
tätswirtschaft sicherzustellen, müssen die Berg-
bauunternehmen der Stromwirtschaft im Um-
fang der bisherigen Zuschüsse Preisnachlässe 
einräumen. Die Bergbauunternehmen sollen 
hierfür einen Ausgleich aus Haushaltsmitteln 
des Bundes und der Bergbauländer erhalten. 
Hierbei müssen sie allerdings einen Selbstbe-
halt tragen; 

— gesetzliche Festsetzung der Ausgleichsabgabe 
bis 1993; die Degressivität der Abgabesätze 
trägt einerseits dem Ziel Rechnung, die Bela-
stung von Wirtschaft und Verbrauchern zu sen-
ken, andererseits ist zur Fondsstabilisierung 
wegen der aufgelaufenen Defizite auch in den 
kommenden Jahren ein relativ hohes Niveau 
der Ausgleichsabgabe notwendig; die mehrjäh-
rige Festsetzung macht die Fondssituation ins-
gesamt berechenbarer; 

— der 2-Mrd.-DM-Kredit soll dem Fonds auch 
über 1991 hinaus zur Verfügung stehen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 

Nummer 1 

Buchstabe a trägt der neuen Bezeichnung des Bun-
desamtes Rechnung. 

Nach Buchstabe b Doppelbuchstabe aa werden die 
Zuschüsse für niederflüchtige Kohle und zum Aus-
gleich von Revierunterschieden aus dem Katalog 
möglicher Zuschüsse herausgenommen. 

Nach Doppelbuchstabe bb ist auch die Verzinsung 
und Tilgung von Krediten zulässiger Verwendungs-
zweck des Sondervermögens. Dies entsprach schon 
den geltenden Bestimmungen. Es handelt sich ledig-
lich um eine Klarstellung. 

Buchstabe c faßt die Ermächtigung des Bundesamtes, 
zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit des 
Sondervermögens Kredite aufzunehmen, teilweise 
neu. Die Kreditermächtigung in Höhe von 2 Mrd. DM 
ist seit 1987 ausgeschöpft. Sie ist entsprechend den 
Besonderheiten des Einnahmen- und Ausgabenflus-
ses des Sondervermögens von Anfang an revolvierend 
in Anspruch genommen worden. Anders hätte das 
Ziel der Kreditermächtigung nicht erreicht werden 
können. In Absatz 6 Satz 2 wird jetzt ausdrücklich 
klargestellt, daß der Kreditrahmen wiederholt in An-
spruch genommen werden kann. 

Nach bisheriger Regelung sollte der 2-Mrd.-DM-Kre-
dit bis spätestens zum 31. Dezember 1991 aus Mitteln 
des Sondervermögens getilgt werden. Absatz 6 Satz 4 
schafft die Möglichkeit, den Kredit bis spätestens 
Ende 1995 zu tilgen. Die Tilgung des Kredits bis Ende 
1991 hätte zusammen mit den voraussichtlichen Zu-
schußverpflichtungen in den Jahren 1990 und 1991 zu 
Abgabesätzen führen müssen, die für Wi rtschaft und 
Verbraucher nicht mehr vertretbar gewesen wären. 
Im übrigen trägt die Verschiebung der Tilgung dazu 
bei, daß die Zuschußverpflichtungen des Fonds ge-
genüber der Stromwirtschaft in angemessenen Fristen 
erfüllt werden können. 

Nummer 2 

Nach § 6 konnten Zuschüsse für niederflüchtige 
Kohle und zum Ausgleich von Revierunterschieden an 
die Stromwirtschaft gezahlt werden. Ohne diese Zu-
schüsse wäre kein wirtschaftlicher Ausgleich für die 
teurere Kohle aus den Außenrevieren (Saar, Aachener 
Revier, Ibbenbüren) und für die Mehrkosten, die beim 
Einsatz niederflüchtiger Kohle anfallen, erfolgt. 

Diese Zuschüsse belasteten den Verstromungsfonds 
jährlich durchschnittlich mit rd. 480 Mio. DM (Revier-
ausgleich ca. 350 Mio. DM; niederflüchtige Kohle ca. 
130 Mio. DM). 

Im Hinblick auf den durch den Ölpreisverfall verur-
sachten Anstieg der Ansprüche gegen den Verstro-
mungsfonds, die aufgelaufenen Defizite und die dar-
aus entstehenden Belastungen für die Stromverbrau-
cher ist es nicht mehr vertretbar, daß diese Zuschüsse, 
die auch regionalen Bezug haben, weiterhin aus dem 
Fonds geleistet werden. Das Mengengerüst des lau- 
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fenden Vertrages darf dadurch allerdings nicht ge-
fährdet werden. Damit die betreffende Kohle weiter 
abgenommen wird, ist es erforderlich, daß die Berg-
bauunternehmen entsprechende Preisnachlässe ge-
währen. Hiervon sind die Unternehmen unterschied-
lich betroffen. Soweit diese Belastungen nicht tragbar 
sind, sollen sie vom Bund und Bergbauländern ausge-
glichen werden. 

Nummer 3 

Buchstabe a 

§ 8 Abs. 3 Nr. 1 bemißt die Abgabeschuld der Elektri-
zitätsversorgungsunternehmen nach den Erlösen aus 
Lieferungen von Elektrizität an Endverbraucher. Bei 
Stromlieferungen an Weiterverteiler entstand in der 
Praxis die Frage, wie die Veranlagung durchzuführen 
ist, wenn das belieferte Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen den Strom nur teilweise an Endverbrau-
cher weitergibt, im übrigen aber selbst verbraucht. 
Das Bundesamt hat für solche Fälle im Einvernehmen 
mit der Stromwirtschaft ein Verfahren entwickelt, das 
aufgrund entsprechender privatrechtlicher Verpflich-
tung das strombeziehende Unternehmen in Höhe des 
Eigenverbrauchs zum Abgabeschuldner macht. Dies 
hat den Vorteil, daß beim Liefer-EVU die erzielten 
Erlöse nicht in abgabepflichtige (für Elektrizitätsliefe-
rungen an Endverbraucher) und abgabefreie Erlöse 
aufgeteilt werden müssen. Dem Sondervermögen ent-
stehen durch die Verlagerung der Abgabepflicht auf 
das Empfänger-EVU keine wirtschaftlichen Nach-
teile. 

Der neue Satz 2 übernimmt diese Regelung in das 
Gesetz. Er stellt darüber hinaus klar, daß — wie bis-
her schon in Ziffer 10.3 der Durchführungsrichtlinien 
vorgesehen — Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
auch insoweit abgabepflichtig sind, als sie eigener-
zeugten Strom selbst verbrauchen. 

Buchstabe b 

Der neue Absatz 3 a löst das bisherige Verfahren, die 
Ausgleichsabgabe jährlich durch Verordnung des 
Bundesministers für Wirtschaft festzusetzen, für die 
Jahre 1990 bis einschließlich 1993 ab. Der bundes-
durchschnittliche Abgabesatz wird über vier Jahre im 
vorhinein gesetzlich festgelegt. 

Trotz der verschiedenen Ausgabenentlastungen (Er-
höhung der HS-Steuer, Entlastungsbeitrag der EVU, 
Streichung von Revierausgleich und Erschwernis-
zuschlag) ist zur Fondsstabilisierung insbesondere 
wegen der aufgelaufenen Defizite immer noch ein 
relativ hohes Niveau erforderlich. Die mehrjährige 
Festsetzung macht die Fondssituation berechenbarer. 
Alle Beteiligten und insbesondere die Stromverbrau-
cher erhalten mehr Klarheit. 

Die stufenweise Absenkung der Ausgleichsabgabe 
soll klarstellen, daß weder ein Abgabesatz von 
8,5 vom Hundert noch die entsprechenden Aus-
gleichszahlungen an die Elektrizitätswirtschaft auf 
Dauer wirtschaft lich und politisch vertretbar sind. Seit 

der Festsetzung der Ausgleichsabgabe auf 8,5 vom 
Hundert im Bundesdurchschnitt ist der für die Fonds-
rechnung relevante HS-Preis im übrigen beträchtlich 
angestiegen. Er belief sich 1988 im Jahresdurchschnitt 
auf 122 DM/t SKE. Im 1. Halbjahr 1989 betrug der 
Ölpreis rd. 184 DM/t SKE; die Auswirkungen der HS

-

Steuererhöhungen sind darin enthalten. Aber auch 
dieses Preisniveau (Ölpreise des 1. Halbjahres 1989), 
dessen weitere Entwicklung offen ist, verursacht 
Ölausgleichsansprüche gegen den Fonds in Höhe von 
rd. 3 Mrd. DM jährlich. Dazu kommen die übrigen 
Ansprüche gegen den Fonds, insbesondere der Im-
portkohleausgleich. 

Die Degressivität der Abgabesätze trägt dem Ziel 
Rechnung, den Strompreis zu senken und die Bela-
stung von Wirtschaft und Verbrauchern in vertretba-
rem Rahmen zu halten. 

Da die länderspezifischen Abgabesätze für die in § 8 
Abs. 3 a des Entwurfs festgesetzten Abgabesätze 
für die Jahre 1991 bis 1993 auf den noch nicht bekann-
ten Durchschnittserlösen des jeweils vorletzten Kalen-
derjahres basieren — z. B. für den Abgabesatz des 
Jahres 1991 auf denen des Jahres 1989 — bedarf es 
einer Ermächtigung des Bundesministers für Wirt-
schaft, für die Jahre 1991 bis 1993 diese Sätze durch 
Verordnung festzusetzen. 

Buchstabe c 

Für die Jahre 1994 und 1995 soll die Ausgleichsab-
gabe nach dem bisherigen Verfahren festgesetzt wer-
den. Dies wird in Absatz 4 Satz 1 klargestellt. 

Buchstabe d 

In der Praxis sind Zweifel aufgetreten, ob die Verord-
nungsermächtigung auch die Möglichkeit einschließt, 
die Bemessungsgrundlagen für die Erhebung der 
Ausgleichsabgabe zu regeln. Dies ist nach Auffassung 
der Bundesregierung der Fall. § 2 der Verordnung des 
Bundesministers für Wirtschaft vom 20. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3612) enthält eine Definition der Be-
messungsgrundlage. Die Ergänzung stellt die Rechts-
lage klar. 

Nummer 4 

Buchstabe a 

Absatz 2 berücksichtigt die zwischenzeitliche Aufhe-
bung der sog. Preisstopverordnung vom 26. Novem-
ber 1936. 

Buchstabe b 

Absatz 3 stellt sicher, daß auch die gesetzlich festge-
legte Ausgleichsabgabe in den Stromrechnungen 
ausgewiesen werden kann. 
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Nummer 5 

Beinhaltet Folgeänderungen. 

Nummer 6 

Hebt die seinerzeitige Übergangsregelung zu den 
länderspezifischen Abgabesätzen des Jahres 1978 
auf. 

Nummer 7 

Nach geltendem Recht sind die im Vergleich zur 
Ruhrkohle AG höheren Kohlepreise für Lieferungen 
der Bergbauunternehmen Eschweiler Bergwerksver-
ein AG, Sophia Jacoba GmbH, Saarbergwerke AG, 
Gewerkschaft Auguste Victo ria und Preussag Anthra-
zit GmbH Bemessungsgrundlage bei der Ermittlung 
der für den Ölausgleich maßgebenden Wärmepreis-
differenz. Die Streichung des Revierausgleichs 
— gleichgültig, ob dieser wie in den Fällen des bishe-
rigen § 6 gesondert ausgewiesen wurde oder Bestand-
teil des Ölausgleichs war — erfordert eine Anpassung. 
Eine unterschiedliche Behandlung des Revieraus-
gleichs würde zu einer nicht vertretbaren Ungleichbe-
handlung der Bergbauunternehmen führen. 

Absatz 3 Satz 2 bringt deshalb insoweit eine neue De

-

finition der Wärmepreisdifferenz, als er sicherstellt, 

daß höchstens der Preis der günstigsten heimischen 
typischen Kraftwerkskohle frei Kraftwerk, d. h. derje-
nige der Ruhrkohle AG in Zukunft Berechnungs-
grundlage des Ölausgleichs sein soll. 

Absatz 3 Satz 3 stellt klar, daß Preisnachlässe, die bei 
Lieferung niederflüchtiger Kohle gewährt werden, bei 
der Ermittlung der Wärmepreisdifferenz außer Ansatz 
bleiben. 

Artikel 2 

Ermächtigung des Bundesministers für Wirtschaft zur 
Bekanntmachung der geltenden Fassung des dritten 
Verstromungsgesetzes. 

Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 4 

Das Gesetz tritt am ... in Kraft. 






